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Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß §3 (1) BauGB 

Der Öffentlichkeit wurde im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung vom 01. April 2024 bis einschließlich 10. Mai 2024 Gelegenheit zur Äußerung gegeben 

Von Seiten der Öffentlichkeit wurden insgesamt 2 Stellungnahmen abgegeben 

 
 

Pkt. Stellungnahme (eingescanntes Original) Vorschlag zum Umgang mit der Stellungnahme 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.2 

 

Stellungnahme 1 aus der Öffentlichkeit    
vom 29.04.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 1.1:  frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung – örtliche Rahmenbedingungen 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 1.2.: Erweiterung/ Anbau ortsansässiger Unternehmen im Bebauungsplan 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Pkt. Stellungnahme (eingescanntes Original) Vorschlag zum Umgang mit der Stellungnahme 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.4 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.3: Maß der baulichen Nutzung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Die Bedenken werden geteilt 
Begründung/Erläuterung:  Innerhalb des Geltungsbereichs sind für die jeweiligen Baugebiete 
unterschiedliche Gebäudehöhen (GHmax) als Maximalhöhen festgesetzt, welche nur durch notwendige 
technische Anlagen überschritten werden dürfen, die um das Maß ihrer Höhe von den Gebäudekanten 
abrücken müssen. 
 
Im Bereich des eingeschränkten Gewerbegebiets GEe1 wird die maximal zulässige Gebäudehöhe 
(GHmax) im Entwurf auf 8,00 m festgesetzt. Im Vorentwurf war noch eine maximale Gebäudehöhe von 
10,00 m vorgesehen. Die Reduzierung der Gebäudehöhe erfolgte auf Grundlage von Abstimmungen mit 
den Nachbarn und dient der besseren Berücksichtigung der nachbarschaftlichen Belange sowie der 
tatsächlichen topographischen Gegebenheiten. 
 
Zur weiteren Verbesserung des nachbarschaftlichen Schutzes wird die hintere Baugrenze verschoben: 
Während sie im Vorentwurf in einem Abstand von 3,00 m zur Grundstücksgrenze verlaufen sollte, wird 
sie im Entwurf in einem Abstand von 5,00 m zur Grundstücksgrenze festgesetzt. Dadurch wird ein 
größerer Abstand der Gebäude zur angrenzenden Wohnbebauung geschaffen und die optische Wirkung 
auf die Gärten der Anwohner reduziert. Gleichzeitig sind die festgelegten Höhen und Abstände weiterhin 
am Bedarf eines Gewerbegebiets sowie an der festgesetzten maximalen Anzahl an Vollgeschossen 
ausgerichtet und gewährleisten eine angemessene Gestaltungsfreiheit für die nachfolgenden 
Planungsphasen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.4: Bodenaufschüttung an der Grundstücksgrenze 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Die Bedenken werden nicht geteilt 
Begründung/Erläuterung:  Aufschüttungen mit einer Höhe von über 1,0 m lösen gemäß § 6 HBO eine 
Abstandfläche von mindestens 3,0 m aus, die auf dem Grundstück selbst liegen muss. Gleiches gilt auch 
für Stützmauern, die nicht der Sicherung des natürlichen Geländes dienen. Solche Aufschüttungen oder 
Stützmauern dürfen daher nicht ohne weiteres direkt an der Grundstücksgrenze errichtet werden. 
Erforderlich dafür ist eine vertragliche Regelung/Einigung zwischen den Grundstückseigentümern sowie 
die Eintragung einer entsprechenden Baulast im Grundbuch. 
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Pkt. Stellungnahme (eingescanntes Original) Vorschlag zum Umgang mit der Stellungnahme 

 
 
 
 
 
 
 
 
1.5 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.6 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.7 

 

 
 
 
 
 
Zu Punkt 1.5: Folgerung 
Der Hinweis wir zur Kenntnis genommen. 
Die Bedenken werden geteilt 
Begründung/Erläuterung:  Der Entwurf des Bebauungsplans wurde auf die Erweiterungsplanung der 
Firma Modulan abgestimmt, um eine nachbarschaftlich verträgliche und gleichzeitig für den 
wirtschaftlichen Bau und Betrieb des geplanten Gebäudes geeignete Festsetzung zum Maß der 
baulichen Nutzung zu treffen. 
 
Im Rahmen der Planung erfolgte zudem eine Abstimmung mit den betroffenen Anwohnern entlang der 
Saalburgstraße. Zur Berücksichtigung der nachbarschaftlichen Belange wird im Entwurf die maximal 
zulässige Gebäudehöhe – wie unter Punkt 1.3 „Maß der baulichen Nutzung“ erläutert – auf 8,00 m 
reduziert und der Abstand zur rückwärtigen Grundstücksgrenze auf 5,00 m vergrößert. Damit wird den 
Anforderungen an eine angemessene städtebauliche Einbindung und den Schutz der bestehenden 
Wohnnutzung entsprochen. 
 
 
 
 
Zu Punkt 1.6: Immissionsschutz 
Die Bedenken werden nicht geteilt 
Begründung/Erläuterung: Ein Schallgutachten wurde zwischenzeitlich erarbeitet und die Ergebnisse 
werden in Form einer Emissionskontigentierung für die einzelnen Baugebiete in den 
Bebauungsplanentwurf integriert.  Entsprechend den Erläuterungen in dem vorliegenden Gutachten 
können die schalltechnischen Belange im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan „Römerpfad“ in 
Heldenbergen unter Berücksichtigung der Emissionskontingentierung nach DIN 45691 so geregelt 
werden, dass durch die Planungen keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Gewerbelärm 
hervorgerufen werden. 
 
Weitere Festsetzungen sind nicht erforderlich, da die festgelegten Emissionskontingente den erhöhten 
Schutzansprüchen des angrenzenden Wohngebiets bereits ausreichend gerecht werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 1.7: Genehmigungsfähigkeit  
Die Bedenken werden nicht geteilt 
Begründung/Erläuterung: Die Prüfung, ob die beabsichtigte Nutzung innerhalb des festgesetzten 
Baugebiets (eingeschränktes Gewerbegebiet GEe) zulässig bzw. genehmigungsfähig ist, erfolgt im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens. Der Bebauungsplan bildet dabei die Grundlage für die 
Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit. Dem erhöhten Schutzanspruch der angrenzenden 
Wohnbebauung wird im Bebauungsplan durch die festgesetzte Emissionskontigentierung sowie die 
Beschränkung der zulässigen Gewerbebetriebe auf „Gewerbebetriebe aller Art, die das Wohnen nicht 
wesentlich stören“ (Festsetzung Ziff. A. 2.3) entsprochen. 
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Pkt. Stellungnahme (eingescanntes Original) Vorschlag zum Umgang mit der Stellungnahme 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.8 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 1.8: Schlussfolgerung  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Der Anregung wird teilweise gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  Es ist bekannt, dass Gespräche mit politischen Entscheidungsträgern 
stattgefunden haben. Im Zuge der Ausarbeitung des Entwurfs wurde der Bebauungsplan auf die 
aktuellen Erfordernisse der Firma Modulan sowie auf die nachbarschaftlichen Belange abgestimmt. Dabei 
fanden auch erneute Gespräche mit den betroffenen Anwohnern entlang der Saalburgstraße statt, um die 
nachbarschaftlichen Interessen in besonderer Weise zu berücksichtigen. 
 
Mit der Reduzierung der maximalen Gebäudehöhe auf 8,00 m und der Vergrößerung des Abstands der 
Baugrenze zur Grundstücksgrenze (vgl. Stellungnahme 1 aus der Öffentlichkeit, S.3, Punkt 1.3 „Maß der 
baulichen Nutzung“) wird eine nachbarschaftlich verträgliche Lösung erreicht. 
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Pkt. Stellungnahme (eingescanntes Original) Vorschlag zum Umgang mit der Stellungnahme 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1 
 
 
 
 
 
 
 
2.2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.3 

 

Stellungnahme aus der Öffentlichkeit  
vom 02.05.2024. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 2.1: Schreiben vom 29.04.2024 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Bei dem genannten Schreiben handelt es sich um die Stellungnahme aus der Öffentlichkeit vom 
29.04.2024 (siehe Stellungnahme 1 aus der Öffentlichkeit, S. 2ff) 
 
Zu Punkt 2.2: Gebietsausweisung 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Begründung/Erläuterung: Die Festsetzung der Baugebiete (GE/MI) erfolgt unter Berücksichtigung der 
gesamtkommunalen Wohn- und Gewerbeflächenentwicklung. Ziel ist es den ortsansässigen Betrieben, 
die nicht ohne weiteres ihren Standort verlagern können, eine Erweiterung vor Ort zu ermöglichen. Diese 
Zielsetzung wäre bei Ausweisung eines Wohngebiets nicht erreichbar. Vielmehr würden die Betriebe in 
ihren Entwicklungsmöglichkeiten eingeschränkt, was zu einer Verlagerung/Abwanderung führen könnte.   
 
Dem erhöhten Schutzanspruch der angrenzenden Wohnbebauung wird durch die festgesetzte 
Emissionskontigentierung sowie die Beschränkung der zulässigen Gewerbebetriebe auf 
„Gewerbebetriebe aller Art, die das Wohnen nicht wesentlich stören“ (Festsetzung Ziff. A. 2.3) 
entsprochen. 
 
Zu Punkt 2.3: Ablehnung 
Der Hinweis wir zur Kenntnis genommen. 
Der Anregung wird teilweise gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  Innerhalb des Geltungsbereichs sind für die jeweiligen Baugebiete 
unterschiedliche Gebäudehöhen (GHmax) als Maximalhöhen festgesetzt, welche nur durch notwendige 
technische Anlagen überschritten werden dürfen, die um das Maß ihrer Höhe von den Gebäudekanten 
abrücken müssen. 
 
Im Bereich des eingeschränkten Gewerbegebiets GEe1 wird die maximal zulässige Gebäudehöhe 
(GHmax) im Entwurf auf 8,00 m festgesetzt. Im Vorentwurf war noch eine maximale Gebäudehöhe von 
10,00 m vorgesehen. Die Reduzierung der Gebäudehöhe erfolgte auf Grundlage von Abstimmungen mit 
den Nachbarn und dient der besseren Berücksichtigung der nachbarschaftlichen Belange sowie der 
tatsächlichen topographischen Gegebenheiten. 
 
Zur weiteren Verbesserung des nachbarschaftlichen Schutzes wird die hintere Baugrenze verschoben: 
Während sie im Vorentwurf in einem Abstand von 3,00 m zur Grundstücksgrenze verlaufen sollte, wird 
sie im Entwurf in einem Abstand von 5,00 m zur Grundstücksgrenze festgesetzt. Dadurch wird ein 
größerer Abstand der Gebäude zur angrenzenden Wohnbebauung geschaffen und die optische Wirkung 
auf die Gärten der Anwohner reduziert. Gleichzeitig sind die festgelegten Höhen und Abstände weiterhin 
am Bedarf eines Gewerbegebiets sowie an der festgesetzten maximalen Anzahl an Vollgeschossen 
ausgerichtet und gewährleisten eine angemessene Gestaltungsfreiheit für die nachfolgenden 
Planungsphasen. 
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Pkt. Stellungnahme (eingescanntes Original) Vorschlag zum Umgang mit der Stellungnahme 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1a.1 

 

Ergänzung 1a vom 07.05.2024 zur Stellungnahme aus der Öffentlichkeit    
vom 29.04.2024 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 1a.1: Aufschüttung an der Grenze zur Saalburgstraße 
Die Bedenken werden nicht geteilt 
Begründung/Erläuterung:  Aufschüttungen mit einer Höhe von über 1,0 m werfen gemäß § 6 HBO eine 
Abstandfläche von mindestens 3,0 m, die auf dem Grundstück selbst liegen muss. Gleiches gilt auch für 
Stützmauern, die nicht der Sicherung des natürlichen Geländes dienen. Solche Aufschüttungen oder 
Stützmauern sind an der Grundstücksgrenze nur zulässig, soweit dies in der HBO ausdrücklich erlaubt 
ist.  
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Frühzeitige Beteiligung der Behörden gemäß §4 (1) BauGB 

Die Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 26. März 2024 zur Äußerung bis einschließlich 10. Mai 2024 aufgefordert.  

Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / Kommunen Antwort vom mit Anregung ohne Anregung Mit umweltrelevanten 
Informationen 

1.  Amt für Bodenmanagement Büdingen 18.04.2024 X   

2.  BUND Landesverband Hessen e.V.     

3.  Deutsche Telekom Technik GmbH 28.03.2024 X   

4.  Eisenbahnbundesamt 07.05.2024 X   

5.  Forstamt Hanau-Wolfgang 06.05.2024 X   

6.  Gemeindevorstand der Gemeinde Schöneck 15.05.2024  X  

7.  Gemeindevorstand der Gemeinde Altenstadt 19.04.2024  X  

8.  Gemeindevorstand der Gemeinde Hammersbach 23.04.2024  X  

9.  Gemeindevorstand der Gemeinde Limeshain     

10.  Hessen Mobil – Straßen- und Verkehrsmanagement 29.04.2024 X   

11.  hessenARCHÄOLOGIE, Landesamt für Denkmalpflege Hessen 26.04.2024 X  X 

12.  Hessische Gesellschaft für Ornithologie u. Naturschutz     

13.  Industrie und Handelskammer     07.05.2024  X  

14.  KGV Main-Kinzig mbH     

15.  Kreisausschuss des Main-Kinzig-Kreises 10.05.2024 X  X 

16.  Kreiswerke Main-Kinzig-GmbH 09.04.2024 X   

17.  Landesjagdverband Hessen e. V.     

18.  Magistrat der Stadt Bruchköbel     

19.  Magistrat der Stadt Karben     

20.  Magistrat der Stadt Niddatal     

21.  Main-Kinzig Netzdienste GmbH 04.04.2024 X   

22.  Naturschutzbund Deutschland 14.05.2024  X  

23.  Ovag Netz GmbH 13.05.2024 X   

24.  Regierungspräsidium Darmstadt 08.05.2024 X  X 

25.  Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst 25.04.2024 X   

26.  Regionalverband FrankfurtRheinMain 07.05.2024 X  X 

27.  Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH 22.04.2024 X   

28.  Vodafone West GmbH 29.04.2024  X  
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Pkt. Stellungnahme (eingescanntes Original) Vorschlag zum Umgang mit der Stellungnahme 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.1 
 
 
1.2 

 

TÖB Nr. 1 

Stellungnahme vom Amt für Bodenmanagement Büdingen 
vom 18.04.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 1.1: Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
 
 
Zu Punkt 1.2: Fachliche Stellungnahme 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Die Hinweise werden bei der weiteren Planung beachtet. 
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Pkt. Stellungnahme (eingescanntes Original) Vorschlag zum Umgang mit der Stellungnahme 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.1 

 

TÖB Nr. 3 

Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik GmbH  
vom 28.03.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 3.1: Telekommunikationsanlagen im Plangebiet 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Die Hinweise werden bei der weiteren Planung beachtet. 
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Pkt. Stellungnahme (eingescanntes Original) Vorschlag zum Umgang mit der Stellungnahme 
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Pkt. Stellungnahme (eingescanntes Original) Vorschlag zum Umgang mit der Stellungnahme 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.1 

 

 

TÖB Nr. 4 

Stellungnahme vom Eisenbahnbundesamt 
vom 07.05.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 4.1: Mögliche Blendwirkung durch Photovoltaik- oder Solaranlagen 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Aufgrund der Entfernung der Bahnanlagen in Verbindung mit der 
Abschirmung durch die bereits bestehenden Gebäude und die bewachsene Böschung entlang der 
Bahngleise wird davon ausgegangen, dass eine Blendwirkung durch Photovoltaik- oder Solaranlagen 
ausgeschlossen werden kann.  
 
Im Vorentwurf des Bebauungsplans waren keine Festsetzungen zur Nutzung solarer Energie 
vorgesehen. Im Bebauungsplanentwurf wird nun festgesetzt, dass bei der Errichtung von Gebäuden mit 
mindestens 20 m² Dachfläche Photovoltaikmodule zur Nutzung der einfallenden solaren 
Strahlungsenergie installiert werden müssen. Die zu belegende Fläche beträgt mindestens 20 % der 
jeweiligen Dachfläche (Photovoltaikmindestfläche). Alternativ können Solarwärmekollektoren verwendet 
werden, sofern die installierte Solarfläche mindestens der Photovoltaikmindestfläche entspricht. 
 
Um wie gefordert, mögliche Blendwirkungen beim Triebfahrzeugpersonal sowie die Verfälschung von 
Signalbildern auszuschließen, wird ein Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen, dass von 
sonnenlichtreflektierenden Bauteilen – insbesondere Photovoltaik- und Solaranlagen – keine 
Blendwirkungen auf die Eisenbahnstrecke Friedberg–Hanau ausgehen dürfen. Dadurch wird 
sichergestellt, dass die Belange der Verkehrssicherheit und die Betriebsabläufe der Bahn nicht 
beeinträchtigt werden. 
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Pkt. Stellungnahme (eingescanntes Original) Vorschlag zum Umgang mit der Stellungnahme 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.1 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

TÖB Nr. 5 

Stellungnahme vom Forstamt Hanau-Wolfgang, HessenForst 
vom 06.05.2024 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 5.1: forstrechtliche Belange und Ökopunkte 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Das Forstamt Hanau-Wolfgang wird im Zuge der Offenlage gemäß §3(2) und 
§4(2) BauGB erneut am Verfahren beteiligt. Bezüglich der Ökopunkte kommt die Stadt Nidderau im 
Bedarfsfall auf das Forstamt Hanau-Wolfgang zu. 
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Pkt. Stellungnahme (eingescanntes Original) Vorschlag zum Umgang mit der Stellungnahme 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
10.1 
 
 
10.2 

 

TÖB Nr. 10 

Stellungnahme von Hessen Mobil 
vom 29.04.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 10.1: Blendwirkung durch Photovoltaik- und Solaranlagen 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Im Vorentwurf des Bebauungsplans waren keine Festsetzungen zur Nutzung 
solarer Energie vorgesehen. Im Bebauungsplanentwurf wird nun festgesetzt, dass bei der Errichtung von 
Gebäuden mit mindestens 20 m² Dachfläche Photovoltaikmodule zur Nutzung der einfallenden solaren 
Strahlungsenergie installiert werden müssen. Die zu belegende Fläche beträgt mindestens 20 % der 
jeweiligen Dachfläche (Photovoltaikmindestfläche). Alternativ können Solarwärmekollektoren verwendet 
werden, sofern die installierte Solarfläche mindestens der Photovoltaikmindestfläche entspricht. 
 
Um wie gefordert, mögliche Blendwirkungen für Verkehrsteilnehmer auf der Bundesstraße 45/521 
auszuschließen, wird ein Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen, dass von 
sonnenlichtreflektierenden Bauteilen – insbesondere Photovoltaik- und Solaranlagen – keine 
Blendwirkungen ausgehen dürfen. Dadurch wird sichergestellt, dass die Belange der Verkehrssicherheit 
nicht beeinträchtigt werden. 
 
Zu Punkt 10.2: Ansprüche gegenüber dem Straßenbaulastträger 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
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11.1 
 
 
 
 
 
 
11.2 
 
 
 
 
 
 
 
11.3 

 

TÖB Nr. 11 

Stellungnahme von hessenArchäologie 
vom 26.04.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 11.1: geophysikalische Untersuchung 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Der Abschlussbericht liegt vor und wird im weiteren Planungsverlauf 
berücksichtigt. 
 
 
 
Zu Punkt 11.2: Baggersondagen 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Es wird ein Hinweis in den Bebauungsplanentwurf aufgenommen, der den 
aktuellen Stand der vorbereitenden Untersuchung (geophysikalische Untersuchung liegt vor) darlegt 
sowie auf die weiteren erforderlichen Schritte in Abstimmung mit der Denkmalschutzbehörde hinweist. 
Auf diese Weise soll sichergestellt werden, dass eine Zerstörung von Kulturdenkmälern im Sinne von §2 
(2) HDSchG (Bodendenkmäler) ausgeschlossen wird. 
 
 
Zu Punkt 11.3: Liste der Grabungs- und Prospektionsfirmen 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
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15.1 

 

TÖB Nr. 15 

Stellungnahme vom Kreisausschuss des Main-Kinzig-Kreis 
vom 10.05.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 15.1: Allgemeines 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Im Bebauungsplanentwurf wird eine Übersichtskarte ergänzt. 
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15.2 
 
 
 
 
 
 
 
15.3 
 
 
 
 
 
15.4 
 
 
 
 
 
 
 
 
15.5 
 
 
 
15.6 
 
 
 
15.7 

 

 
 
 
 
Zu Punkt 15.2: Lage des Plangebiets 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 15.3: Abwasserbeseitigung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Das Regierungspräsidium Darmstadt hat im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung gemäß §4(1) BauGB eine Stellungnahme abgegeben (siehe Stellungnahme TÖB Nr. 24, S. 
34 ff.). 
 
 
Zu Punkt 15.4: Versickerung von Niederschlagswasser 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Die Hinweise werden bei der weiteren Planung beachtet. Ein Hinweis auf das 
Erfordernis einer wasserrechtlichen Genehmigung ist bereit im Vorentwurf unter Ziff. C im 
Bebauungsplan enthalten. 
 
 
 
 
Zu Punkt 15.5: Grundwasser 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
 
Zu Punkt 15.6: Energieversorgung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Nach derzeitigem Kenntnisstand sind im Plangebiet weder Wasser- oder 
Erdwärmenutzung geplant und im Bebauungsplan werden keine Festsetzungen zu diesem Thema 
getroffen. Ggf. erforderliche Genehmigungen sind im Zuge des Bauantragsverfahrens nachzuweisen 
 
Zu Punkt 15.7 Bodenschutz und Arbeitshilfen 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Die Hinweise werden bei der weiteren Planung beachtet. 
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15.8 
15.9 
 
 
 
 
15.10 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
15.11 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 15.8: Darstellung im RPS/RegFNP 2010  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Das Plangebiet ist im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 als 
„Vorranggebiet für Landwirtschaft“ dargestellt. Grundsätzlich hat gemäß dem Ziel Z10.1-10 des 
Regionalplans die landwirtschaftliche Bodennutzung Vorrang vor anderen Nutzungsansprüchen. 
 
Da der Geltungsbereich des Bebauungsplans jedoch weniger als 3 Hektar beträgt und auch keine 
raumbedeutsame Nutzung (z.B. Windenergieanlage) vorbereitet wird, handelt es sich nicht um eine 
raumbedeutsame Planung im Sinne des Regionalplans. Ein Zielabweichungsverfahren ist daher nicht 
erforderlich (siehe auch Stellungnahme TÖB Nr. 24, S. 35, Punkt 24.2: Vorranggebiet Landwirtschaft – 
Zielverstoß). 
 
Zu Punkt 15.9: Ertragsmesszahl 
Die Bedenken werden nicht geteilt 
Begründung/Erläuterung: Gemäß den Darlegungen unter https://bodenviewer.hessen.de wird die 
Bodenfunktion für das Stadtgebiet der Stadt Nidderau zu einem großen Anteil mit sehr hoch bewertet. Ein 
vollständiger Verzicht auf entsprechende Flächen würde eine unangemessene Einschränkung der 
Eigenentwicklungsmöglichkeiten bedeuten. Bei der betreffenden Fläche des Plangebiets handelt es sich 
zudem um einen Bereich, der durch seine Lage zwischen der B45 und dem Ortsrand von Heldenbergen 
bereits verschiedenen Vorbelastungen und Einschränkungen unterliegt.  
 
Im Rahmen der Abwägung wurde die hohe landwirtschaftliche Wertigkeit der Fläche berücksichtigt. 
Dennoch überwiegen städtebauliche Entwicklungsinteressen, insbesondere die Schaffung wohnortnaher 
Arbeitsplätze und die Stärkung der wirtschaftlichen Infrastruktur der Stadt Nidderau. 
 
Zu Punkt 15.10: Existenzgefährdung der zwei Vollerwerbsbetriebe 
Die Bedenken werden nicht geteilt 
Begründung/Erläuterung: Die Bewirtschaftung des Plangebiets durch zwei landwirtschaftliche 
Vollerwerbsbetriebe wurde im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans berücksichtigt. 
Die Pachtverträge für die von der Planung betroffenen Flächen wurden durch die Stadt Nidderau 
fristgerecht gekündigt. Hiergegen wurde kein Widerspruch eingelegt. Den Landwirten wurde zudem 
ermöglicht, die Flächen bis zur Planreife weiterhin zu bewirtschaften, um wirtschaftliche Härten 
abzumildern. 
 
Der Hinweis auf einen Flächenverlust von ca. 5 % der Gesamtbetriebsfläche bezieht sich auf kumulierte 
Verluste, die neben den von der Stadt gekündigten Flächen auch private Pachtflächen betreffen sowie 
Flächen, die bereits im Regionalen Flächennutzungsplan (RegFNP) als Siedlungs- oder Gewerbeflächen 
dargestellt sind, für die derzeit jedoch keine konkrete Planungsabsicht der Stadt Nidderau vorliegen. Der 
durch die Aufstellung des Bebauungsplans „Römerpfad“ verursachte Flächenverlust liegt unterhalb der 
genannten 5 % Schwelle. Eine Existenzgefährdung des betroffenen Betriebs aufgrund der konkreten 
Bauleitplanung kann daher nicht festgestellt werden. Die Erstellung eines Existenzgefährdungs-
gutachtens ist somit nicht erforderlich. 
 
Bei zukünftigen Vergaben städtischer Flächen werden die betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe im 
Rahmen der jeweiligen Vergabekriterien berücksichtigt.  
 
Zu Punkt 15.11: Ausgleichsmaßnahme 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Der Hinweis wird bei der Auswahl geeigneter Ausgleichmaßnahmen 
(Ökokontomaßnahmen) berücksichtigt. 
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15.12 
 
 
15.13 
 
 
 
 
 
15.14 
 
 
 
 
 
 
 
 
15.15 
 
 
 
 
 
15.16 
 
 
 
 
15.17 
 
 
 
 
15.18 
 
 
 
15.19 

 

 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 15.12: Keine abschließende Stellungnahme 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
 
Zu Punkt 15.13: Umweltbericht 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Der Umweltbericht wird bis zur Offenlage gemäß §3(2) und §4(2) BauGB 
fertiggestellt und mit den geforderten Angaben ergänzt. 
 
 
Zu Punkt 15.14: Artenschutzgutachten 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Das Artenschutzgutachten wird bis zur Offenlage gemäß §3(2) und §4(2) 
BauGB fertiggestellt und mit den geforderten Angaben ergänzt. 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 15.15: Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Die Eingriffs- Ausgleichbilanzierung ist Bestandteil des Umweltberichts und 
wird bis zur Offenlage gemäß §3(2) und §4(2) BauGB fertiggestellt. Geeignete Maßnahmen werden 
entwickelt. 
 
 
Zu Punkt 15.16: Baufeldfreimachung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Der Hinweis unter Ziff.C. 7 Artenschutz wird entsprechend ergänzt. 
 
 
Zu Punkt 15.17: Von Baumaßnahmen betroffene bzw. angrenzende Bäume und Gehölze 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
 
 
 
Zu Punkt 15.18: Festsetzung von Baumrigolen 
Der Anregung wird nicht gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Im Bebauungsplan werden gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB Flächen für die 
Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt. Diese Flächen befinden 
sich im Randbereich der als GE- und MI-Gebiete festgesetzten Baugebiete. 
 
Um die zukünftigen Eigentümer der Grundstücke hinsichtlich der Gestaltung der Pflanzflächen nicht 
unangemessen einzuschränken, wird von einer verbindlichen Festsetzung zur Verwendung von 
Baumrigolen im Bebauungsplan abgesehen. Auch für mögliche Baumpflanzungen im öffentlichen 
Straßenraum werden keine verbindlichen Vorgaben zur Nutzung von Baumrigolen getroffen. 
 
Zu Punkt 15.19: Nachhaltige Straßenbäume 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Die Artenverwendungslisten werden unter Berücksichtigung der genannten 
Kriterien geprüft und ggf. angepasst. 
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15.20 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
15.21 
 
 
15.22 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
15.23 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
15.24 

 

 
 
Zu Punkt 15.20: Fassadenbegrünung 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  Zur Förderung des Klimaschutzes und der Klimaanpassung wird unter Ziff. 
A. 11.3 eine entsprechende textliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Vorgesehen ist, dass an überwiegend fensterlosen Außenwandfassaden geeignete Kletterpflanzen 
dauerhaft anzupflanzen und zu unterhalten sind. Dadurch wird ein Beitrag zur Verbesserung des 
Mikroklimas, zur Reduzierung der Aufheizung von Gebäuden und zur optischen Aufwertung der 
Baukörper geleistet. 
 
Zu Punkt 15.21: Textliche Festsetzungen zu Schadstoffemissionen 
Der Anregung wird nicht gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  Anforderungen an den Schutz vor störenden, gesundheitsgefährdenden 
oder umweltschädlichen Emissionen sind bereits abschließend durch das Bundesimmissionsschutz-
gesetz (BImSchG) und die Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) geregelt. 
 
Aufgrund dieser bundesrechtlichen Vorgaben sind zusätzliche bauplanungsrechtliche Regelungen oder 
Hinweise im Bebauungsplan nicht erforderlich. 
 
Zu Punkt 15.22: Textliche Festsetzungen zu Lärmemissionen 
Der Anregung wird teilweise gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  Im Rahmen der Fortschreibung des Bebauungsplans wurde das 
Lärmschutzgutachten ausgearbeitet. Die Ergebnisse wurden im Bebauungsplanentwurf durch die 
Festsetzung von Emissionskontingenten für die einzelnen Teilbereiche des Plangebiets integriert. 
 
Weitere textliche Festsetzungen zur Begrenzung von Lärmemissionen sind nicht erforderlich, da die 
festgelegten Emissionskontingente den erhöhten Schutzansprüchen des angrenzenden Wohngebiets 
bereits umfassend Rechnung tragen.  Zur Sensibilisierung von Bauherren und Planern für mögliche 
Lärmkonflikte im Zusammenhang mit stationären haustechnischen Anlagen (z. B. Wärmepumpen) wird 
unter Ziff. C. ein Hinweis auf den LAI-Leitfaden (Stand 28.08.2023) in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Zu Punkt 15.23: Textliche Festsetzungen zu Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen 
Der Anregung wird teilweise gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  Unter Ziffer C des Bebauungsplans wird ein Hinweis aufgenommen, dass 
schädliche Umwelteinwirkungen durch sonnenlichtreflektierende Bauelemente und Anlagen (z. B. 
verspiegelte Gläser, Photovoltaikanlagen) zu prüfen sind und gegebenenfalls entsprechende 
Schutzmaßnahmen vorzusehen sind (vgl. TÖB Nr. 4, S. 12, Punkt 4.1: Mögliche Blendwirkung durch 
Photovoltaik- oder Solaranlagen und TÖB Nr 10, Punkt 10.1: Blendwirkung durch Photovoltaik- und 
Solaranlagen). 
 
Im Vorentwurf des Bebauungsplans waren keine Festsetzungen zur Nutzung solarer Energie 
vorgesehen. Im Bebauungsplanentwurf wird nun festgesetzt, dass bei der Errichtung von Gebäuden mit 
mindestens 20 m² Dachfläche Photovoltaikmodule zur Nutzung der einfallenden solaren 
Strahlungsenergie installiert werden müssen. Die zu belegende Fläche beträgt mindestens 20 % der 
jeweiligen Dachfläche (Photovoltaikmindestfläche). Alternativ können Solarwärmekollektoren verwendet 
werden, sofern die installierte Solarfläche mindestens der Photovoltaikmindestfläche entspricht. 
 
Zu Punkt 15.24: Beleuchtung 
Der Anregung wird teilweise gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  Die Festsetzung unter Ziffer A 9.3 des Bebauungsplans stellt bereits sicher, 
dass eine insektenschonende Außenbeleuchtung umgesetzt wird. Die Vorgaben zur Lichtfarbe (2.000 bis 
3.000 Kelvin) sowie zur Verwendung vollständig gekapselter Leuchten tragen wesentlich zur Minimierung 
lichtbedingter Beeinträchtigungen nachtaktiver Insekten bei. 
 
Die bestehende Regelung bietet zugleich den zukünftigen Grundstückseigentümern und Bauherren einen 
angemessenen Spielraum bei der Planung der Beleuchtung und der Auswahl geeigneter Leuchtmittel. 
Weitergehende Festsetzungen werden nicht aufgenommen. 
 
Um Planer und Bauherren zusätzlich für die Thematik einer umwelt- und insektenverträglichen 
Beleuchtung zu sensibilisieren, wird unter Ziffer C des Bebauungsplans ein ergänzender Hinweis zu 
„Insektenschonender Beleuchtung“ aufgenommen. 
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Zu Punkt 15.25: Berücksichtigung der Themen Klimaschutz und Klimaanpassung 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Der Anregung wird teilweise gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  Eine Auseinandersetzung mit den Auswirkungen des Bebauungsplans auf 
das Schutzgut Klima und Luft erfolgt im Umweltbericht unter Kapitel 3.3 und ist somit Bestandteil der 
Abwägung. Darüber hinaus enthält bereits der Vorentwurf des Bebauungsplans verschiedene 
Festsetzungen, die dem Klimaschutz und der Klimaanpassung dienen. Dazu zählen insbesondere: 

- die Beschränkung der Versiegelung auf das erforderliche Maß (Festsetzung zum Maß der 
baulichen Nutzung), 

- die Verpflichtung zur Regenwasserrückhaltung auf den einzelnen Baugrundstücken (Festsetzung 
zur Abwasserbeseitigung), 

- die Dachbegrünung bei Flachdächern zur Reduktion der Dachflächenaufheizung sowie 

- Festsetzungen zu Pflanzungen und Bepflanzungsflächen im Plangebiet. 

Im Bebauungsplanentwurf werden die Festsetzungen um weitere klimabezogene Aspekte ergänzt. Neu 
aufgenommen werden: 

- eine Festsetzung zur verpflichtenden Nutzung solarer Energie (Photovoltaikpflicht ab 20 m² 
Dachfläche), 

- eine Festsetzung zur Begrünung großflächiger fensterloser Fassaden sowie 
- die Überarbeitung der Artenverwendungsliste unter dem Gesichtspunkt der Klimaresilienz. 
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15.28 
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15.30 

 

 
 
Zu Punkt 15.26: Energieeffizienz  
Die Bedenken werden nicht geteilt 
Der Anregung wird nicht gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  Das Energiefachrecht (insbesondere das Gebäudeenergiegesetz – GEG) 
stellt bereits hohe Anforderungen an die Energieeffizienz und die Energieversorgung von Gebäuden. 
Werden im Bebauungsplan darüberhinausgehende Anforderungen festgesetzt, ist im Einzelfall zu prüfen, 
ob diese als Eingriff in das Eigentum verhältnismäßig sind. Dazu bedarf es eines belastbaren 
Nachweises – insbesondere einer Abwägung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit und technischen 
Machbarkeit im Vergleich zur geltenden Rechtslage, auch im Hinblick auf den 
Gleichbehandlungsgrundsatz. 
 
Da es sich um einen Angebotsbebauungsplan handelt und die städtebaulichen Zielsetzungen auch ohne 
zusätzliche Anforderungen an die Energieeffizienz erreicht werden können, wird von weitergehenden 
Festsetzungen abgesehen. 
 
Zu Punkt 15.27: Gebäudekonstruktion und -gestaltung 
Der Anregung wird nicht gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Im Bebauungsplan können nur Regelungen mit bodenrechtlicher Relevanz 
getroffen werden. Die möglichen Inhalte eines Angebotsbebauungsplans sind abschließend in § 9 BauGB 
geregelt. Zudem erlaubt § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit Landesrecht die Aufnahme bestimmter 
bauordnungsrechtlicher Festsetzungen. Die empfohlenen Festsetzungen zur Gebäudekonstruktion (z. B. 
Tragfähigkeit für spätere Aufstockungen oder technische Anlagen) sind auf dieser rechtlichen Grundlage 
nicht zulässig, da sie keine bodenrechtlichen Steuerungsinhalte betreffen. 
 
Festsetzungen zur Dach- oder Fassadenfarbe sind grundsätzlich über § 91 HBO in Verbindung mit § 9 
Abs. 4 BauGB möglich, wenn ein städtebauliches Gestaltungskonzept zugrunde liegt. Da entsprechende 
Zielsetzungen (z. B. durch eine Gestaltungsfibel oder Satzung) derzeit nicht vorliegen und der 
Gestaltungsspielraum der Bauherren bewusst erhalten bleiben soll, wird auch hiervon abgesehen. Ein 
stadtklimatologisches oder vergleichbares Fachgutachten, das eine verbindliche Regelung zur 
Farbgestaltung aus Gründen des Klimaschutzes oder der Klimaanpassung erforderlich macht, liegt nicht 
vor. 
 
Zu Punkt 15.28: Dachneigung und Dachbegrünung 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Unter Ziff. B wird die Festsetzung ergänzt, dass ausschließlich Flachdächer 
und flachgeneigte Dächer mit einer Neigung von maximal 10° zulässig sind. 
 
Zu Punkt 15.29: Klimaanpassungsmaßnahmen 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  Eine entsprechende Festsetzung zur Rückhaltung und Nutzung von 
Niederschlagswasser war bereits im Vorentwurf des Bebauungsplans unter Ziff. A.8 enthalten. Die 
Festsetzung wurde im Zuge der Entwurfsausarbeitung mit den Stadtwerken Nidderau abgestimmt und 
stellt eine Lösung dar, die mit den vorhandenen Infrastrukturanlagen harmoniert. 
 
Die bereits im Vorentwurf enthaltene Festsetzung zur Dachbegrünung (Ziff. A.9) wird im Entwurf des 
Bebauungsplans weiter ausgearbeitet und konkretisiert. Ergänzend dazu erfolgt unter Ziff. B eine 
Festsetzung zur zulässigen Dachform, um die Umsetzung von Dachbegrünungen funktional zu 
unterstützen. 
 
Darüber hinaus wird im Entwurf eine zusätzliche Festsetzung zur Begrünung großflächiger, fensterloser 
Fassaden aufgenommen, um die mikroklimatische Wirksamkeit von Begrünungsmaßnahmen im 
Plangebiet weiter zu erhöhen und einen konkreten Beitrag zur Klimaanpassung zu leisten. 
 
Zu Punkt 15.30: Anforderungen an den Brandschutz 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung:  Die Hinweise zum Brandschutz betreffen nachgelagerte Verfahrensschritte 
und werden im Rahmen der Bauantragsverfahren beachtet. Die Begründung wird im Kapitel 5.4 
„Wasserwirtschaft“ um die abgestimmten Angaben zur Löschwasserversorgung ergänzt. Die Versorgung 
mit der erforderlichen Löschwassermenge von 96 m³/h ist grundsätzlich über das bestehende 
Trinkwassernetz möglich. 
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Zu Punkt 15.31: Überlassung der Unterlagen 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Nach Abschluss der Bauleitplanung werden die Bebauungsplanunterlagen in 
der Fassung des Satzungsbeschlusses (Papierform und Digital) an das Amt für Gesundheit und 
Gefahrenabwehr (Amt 57.1 - Brand und Katastrophenschutz) des Main-Kinzig-Kreises übersandt. 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 15.31: Denkmalschutz 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  Es wird ein Hinweis in den Bebauungsplanentwurf aufgenommen, der den 
aktuellen Stand der vorbereitenden Untersuchung (geophysikalische Untersuchung liegt vor) darlegt 
sowie auf die weiteren erforderlichen Schritte in Abstimmung mit der Denkmalschutzbehörde hinweist. 
Auf diese Weise soll sichergestellt werden, dass eine Zerstörung von Kulturdenkmälern im Sinne von §2 
(2) HDSchG (Bodendenkmäler) ausgeschlossen wird. 
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Zu Punkt 15.33: Abfallwirtschaft / Altlasten 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
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TÖB Nr. 16 

Stellungnahme der Kreiswerke Main-Kinzig GmbH 
vom 09.04.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 16.1: Löschwasserversorgung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung:  Die Begründung wird im Kapitel 5.4 „Wasserwirtschaft“ um die 
abgestimmten Angaben der Kreiswerke Main-Kinzig zur Löschwasserversorgung ergänzt. Die 
Versorgung mit der erforderlichen Löschwassermenge von 96 m³/h ist grundsätzlich über das bestehende 
Trinkwassernetz möglich. 
 
Zu Punkt 16.2: Erd- und Tiefbauarbeiten im öffentlichen Bereich 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Der Hinweis wird bei der weiteren Planung beachtet. 
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Zu Punkt 16.3: Besondere Sorgfalt und Aufmerksamkeit  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Der Hinweis wird bei der weiteren Planung beachtet. 
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TÖB Nr. 21 

Stellungnahme der Main-Kinzig Netzdienste GmbH 
vom 04.04.2024 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 21.1: Gasverteilleitung im Bereich der Römerstraße und Gasnetzanschluss 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Die Hinweise werden bei der weiteren Planung beachtet. 
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TÖB Nr. 23 

Stellungnahme der Ovag Netz GmbH 
vom 13.05.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 23.1: Vorhandene Anlagen und Kabel 
Der Anregung wird teilweise gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Die Lage des innerhalb des Geltungsbereichs verlaufenden 20 kV-Kabels 
wird nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen, da es sich um eine planungsrelevante 
Mittelspannungsleitung handelt. Die hausanschlussbezogenen 0,4 kV- und Fernmeldekabel werden nicht 
dargestellt, da sie keine planungsrechtliche Relevanz besitzen und im Rahmen der späteren 
Erschließungsplanung verlegt oder angepasst werden können. Die außerhalb des Geltungsbereichs 
liegende Trafostation sowie die 20 kV-Freileitung werden nicht in die Planzeichnung übernommen (siehe 
auch Stellungnahme TÖB Nr. 23, S. 30, Punkt 23.5 Schutzstreifen der 20kV Freileitung) 
 
Zu Punkt 23.2: Lage der Kabel im öffentlichen Raum 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung:  Von der OVAG Netz GmbH wurde ein Netzplan zur Verfügung gestellt, aus 
dem die Lage der 20 kV-Leitung hervorgeht. Danach verläuft die Leitung auch im südlichen Bereich des 
Plangebiets weiterhin innerhalb des öffentlichen Bereichs, der als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt 
wird. Die Lage der Leitung wird nachrichtlich in die Planzeichnung des Bebauungsplanentwurfs 
übernommen. 
 
Zu Punkt 23.4: Schutz vorhandener bzw. geplanter Kabel 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Ein entsprechender Hinweis zum Schutz von Ver- und Entsorgungsleitungen 
ist unter Ziff. C. im Vorentwurf des Bebauungsplans enthalten. Der Hinweis wird mit den Angaben zum 
Netzbetreiber ergänzt. 
 
Zu Punkt 23.5: Schutzstreifen der 20kV Freileitung 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Die Geltungsbereichsgrenze des Bebauungsplans liegt rd.  70m von der im Netzplan eingetragenen 20 
kV Freileitung entfernt. Durch den Bebauungsplan werden daher keine baulichen Maßnahmen 
vorbereitet, die sich innerhalb des Schutzstreifens auswirken könnten. 
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Zu Punkt 23.6: befahren der Leitungstrassen und Aufstellung von Baumaschinen 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Die Hinweise werden bei der weiteren Planung beachtet. 
 
Zu Punkt 23.7: Tiefbauarbeiten 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Der Hinweis wird bei der weiteren Planung beachtet. 
 
Zu Punkt 23.8: Erdarbeiten im Bereich von vorhandenen Kabeln 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Ein entsprechender Hinweis zum Schutz von Ver- und Entsorgungsleitungen 
ist unter Ziff. C im Vorentwurf des Bebauungsplans enthalten. Der Hinweis wird mit den Angaben zum 
Netzbetreiber ergänzt. 
 
 
 
Zu Punkt 23.9: Versorgung des Planungsbereichs mit elektrischer Energie 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung:  Die Hinweise zur Energieversorgung werden bei der weiteren Planung 
berücksichtigt. Nach Rücksprache der OVAG Netz GmbH ist für die Versorgung des Plangebiets keine 
zusätzliche Transformatorenstation erforderlich, die im Bebauungsplan festgesetzt werden müsste. Bei 
einem Strombedarf von mehr als 250 kW pro Betrieb wäre eine private Transformatorenstation auf dem 
jeweiligen Grundstück erforderlich. Eine Einspeisung von Strom, z. B. aus Photovoltaikanlagen, ist nach 
Aussage der OVAG (Telefonat 31.10.2024) über die bestehende Trafostation möglich. 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 23.10: Externer Ausgleich 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Die OVAG Netz GmbH wird im Rahmen der Offenlage gemäß §3(2) und 
§4(2) BauGB erneut als Träger öffentlicher Belange zur Stellungnahme aufgefordert. 
 
Zu Punkt 23.11: Information über das mit der Planung und Projektierung der Erschließung 
beauftragte Ingenieurbüro 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Der Hinweis wird bei der weiteren Planung beachtet. 
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TÖB Nr. 24 

Stellungnahme des Regierungspräsidiums Darmstadt 
vom 08.05.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 24.1: Beabsichtigte Planung 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Die Angaben zur beabsichtigten Planung sind korrekt. 
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Zu Punkt 24.2: Vorranggebiet Landwirtschaft - Zielverstoß 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Ein Teil des Plangebiets ist im Regionalplan Südhessen / Regionalen 
Flächennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) als „Vorranggebiet Landwirtschaft“ dargestellt. Nach 
Ziel Z10.1-10 des Regionalplans hat dort die landwirtschaftliche Bodennutzung Vorrang vor anderen 
Nutzungsansprüchen. 
 
Da es sich bei der überplanten Fläche um einen Teilbereich mit weniger als 3 ha handelt und keine 
raumbedeutsamen Nutzungen (z. B. Windenergieanlagen) vorbereitet werden, liegt keine 
raumbedeutsame Planung im Sinne des Regionalplans vor. Ein Zielabweichungsverfahren ist daher nicht 
erforderlich. Der Anregung, auf die Einleitung eines solchen Verfahrens zu verzichten, wird gefolgt. 
 
 
Zu Punkt 24.3: Bauleitplanerisch festgesetzte Wohn-, Mischbau- und Gewerbegebiete 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  In der Begründung zum Bebauungsplanentwurf (Kapitel 4) wird eine 
Übersicht aufgenommen, die alle zwischen 2006 und 2024 durchgeführten Bebauungsplanverfahren in 
der Stadt Nidderau berücksichtigt.  
 
Die Auswertung zeigt, dass im genannten Zeitraum insgesamt nur vier Bebauungspläne Flächen neu in 
Anspruch nahmen, die nicht bereits durch bestehende Bebauungspläne oder Bebauung geprägt waren. 
Diese Flächen waren im RPS/RegFNP 2010 bereits für eine bauliche Nutzung dargestellt. Der durch 
Bebauungspläne erstmals in Anspruch genommene Flächenumfang beträgt ca. 11,5 ha gewerbliche 
Bauflächen, ca. 4,6 ha Mischbauflächen und ca. 9,7 ha Wohnbauflächen.  
 
Die in Anspruch genommenen Flächen liegen damit deutlich unter dem im Regionalen 
Flächennutzungsplan 2010 vorgesehenen maximalen Flächenbedarf von 51 ha für 
Wohnsiedlungsflächen und 34 ha für gewerbliche Flächen (einschließlich anteiliger Berücksichtigung von 
Mischbauflächen). 
 
Zu Punkt 24.4: Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  Um dem Ziel Z3.4.3-3 des RPS/RegFNP 2010 zu entsprechend wird 
Festsetzung Ziff. A.2 zur Art der baulichen Nutzung dahingehend ergänzt, dass Einzelhandelsbetriebe mit 
zentrenrelevanten Sortimenten im Geltungsbereich des Bebauungsplans nur ausnahmsweise zulässig 
sind, sofern es sich um Verkaufsflächen zur Selbstvermarktung von Erzeugnissen der im Gebiet 
ansässigen produzierenden oder weiterverarbeitenden Betriebe handelt, die einen untergeordneten Teil 
der durch das jeweilige Betriebsgebäude überbauten Fläche einnehmen und eine Verkaufsfläche von 
200 m² nicht überschreiten. Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten sind im 
Geltungsbereich des Bebauungsplans ausnahmsweise zulässig, sofern die Verkaufsfläche 800m² nicht 
überschreitet. Damit wird sichergestellt, dass eine nicht integrierte Einzelhandelsentwicklung unterbunden 
und die zentralörtliche Versorgungsstruktur nicht beeinträchtigt wird.  
 
Zu Punkt 24.5: Raumbedeutsame Windenergieanlagen 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Die Festsetzung Ziff. A. 2 zur Art der baulichen Nutzung wird dahingehend 
ergänzt, dass raumbedeutsame Windenergieanlagen im eingeschränkten Gewerbegebiet (GEe) 
unzulässig sind. 
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Zu Punkt 24.6: Entwicklung des Bebauungsplans aus dem RegFNP 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  Mit dem Regionalverband FrankfurtRheinMain wurde abgestimmt, dass für 
den Bebauungsplan „Römerpfad“ keine Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans (RegFNP 
2010) erforderlich ist und der Bebauungsplan insgesamt als aus dem RegFNP entwickelt angesehen 
werden kann. Die Flächenanteile, die im RegFNP 2010 nicht als gewerbliche oder gemischte Bauflächen 
dargestellt sind, umfassen ca. 4.500 m². Sie sind als Vorranggebiet für Landwirtschaft sowie teilweise als 
Vorbehaltsgebiet für Grundwasserschutz und besondere Klimafunktionen dargestellt. 
 
Ein Teil des Geltungsbereichs ist im RegFNP 2010 als Mischbaufläche dargestellt und wird im 
Bebauungsplan als eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe) mit Emissionskontingentierung festgesetzt. 
Diese differenzierte Ausweisung trägt der städtebaulichen Funktion der Fläche als Puffer zwischen 
Wohn- und Gewerbenutzungen Rechnung. 
 
Der Geltungsbereich umfasst weniger als drei Hektar und bereitet keine raumbedeutsamen Nutzungen 
vor. Eine Einbeziehung in ein Zielabweichungs- oder Änderungsverfahren zum RegFNP ist daher nicht 
vorgesehen und nicht erforderlich. 
 
Zu Punkt 24.7: Darstellung des Geltungsbereichs auf der Grundlage des RegFNP 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Die Abbildung wird in den Entwurfsunterlagen des Bebauungsplans 
ausgetauscht. 
 
Zu Punkt 24.8: Berücksichtigung wasserwirtschaftlicher Belange 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  Die Begründung wird im Kapitel 5.4 „Wasserwirtschaft“ um die 
abgestimmten Angaben der Kreiswerke Main-Kinzig zur Löschwasserversorgung ergänzt. Die 
Versorgung mit der erforderlichen Löschwassermenge von 96 m³/h ist grundsätzlich über das bestehende 
Trinkwassernetz möglich. 
 
Zu Punkt 24.9: Wasserversorgung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  In der Begründung zum Bebauungsplanentwurf wird das Kapitel 5.4 
„Wasserwirtschaft“ um Aussagen zur Wasserversorgung ergänzt. 
 
Eine belastbare Wasserbedarfsprognose ist zum aktuellen Planungszeitpunkt nicht möglich, da die 
konkreten Nutzungen innerhalb des Plangebiets noch nicht abschließend feststehen und relevante 
Informationen zur Wasserversorgung derzeit (noch) nicht vollständig vorliegen. Grundsätzlich kann die 
Wasserversorgung über bestehende Lieferverträge sowie eigene Brunnen der Stadt Nidderau und über 
die Kreiswerke Main-Kinzig sichergestellt werden. 
 
Detaillierte Aussagen zur langfristigen Deckung des Wasserbedarfs sind aktuell nicht möglich, da derzeit 
ein klimaangepasstes Wasserkonzept für die Region Oberhessen erarbeitet wird. Dieses Konzept bildet 
künftig die Grundlage für neue vertragliche Regelungen zwischen den Versorgungsunternehmen und den 
Kommunen. Der Wasserbedarf des Plangebiets wird bei der Entwicklung entsprechender Verträge 
selbstverständlich berücksichtigt. Im Rahmen des Bebauungsplans ist eine tiefere Auseinandersetzung 
mit dem derzeit nicht möglich. 
 
Eine Festsetzung zur Rückhaltung und Nutzung von Niederschlagswasser war bereits im Vorentwurf des 
Bebauungsplans unter Ziff. A.8 enthalten. Die Festsetzung wurde im Zuge der Entwurfsausarbeitung mit 
den Stadtwerken Nidderau abgestimmt und stellt eine Lösung dar, die mit den vorhandenen 
Infrastrukturanlagen harmoniert. 
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Zu Punkt 24.10: Verminderung der Grundwasserneubildung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  In der Begründung zum Bebauungsplanentwurf wird das Kapitel 5.4 
„Wasserwirtschaft“ um Informationen zur möglichen Beeinträchtigung der Grundwasserneubildung 
ergänzt. Grundsätzlich wird durch die Festsetzungen des Bebauungsplans die Versiegelung der Flächen 
auf das zwingend erforderliche Maß begrenzt. Darüber hinaus fördern die Festsetzungen zur 
Rückhaltung und teilweisen Nutzung von Niederschlagswasser auf den Baugrundstücken eine 
bodennahe Versickerung und tragen damit zur Reduzierung möglicher Auswirkungen auf die 
Grundwasserneubildung bei. 
 
Für die geplante Versickerung ist – abhängig von den hydrogeologischen Gegebenheiten – ggf. eine 
wasserrechtliche Genehmigung gemäß § 55 Abs. 2 WHG erforderlich. Darauf wird im Bebauungsplan 
unter Ziff. C hingewiesen. 
 
Zu Punkt 24.11: Versickerung von Niederschlagswasser 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: In der Begründung wird das Kapitel 5.4 „Wasserwirtschaft“ mit Informationen 
zur Versickerung von Niederschlagswasser ergänzt. 
 
Eine Festsetzung zur Rückhaltung und Nutzung von Niederschlagswasser war bereits im Vorentwurf des 
Bebauungsplans unter Ziff. A.8 enthalten. Die Festsetzung wurde im Zuge der Entwurfsausarbeitung mit 
den Stadtwerken Nidderau abgestimmt und stellt eine Lösung dar, die mit den vorhandenen 
Infrastrukturanlagen harmoniert. 
 
Unter Ziff. C ist im Bebauungsplan bereits ein Hinweis auf §55 Abs. 2 WHG und §37 Abs. 4 HWG 
enthalten. 
 
Zu Punkt 24.12: Einbindung von Bauwerken ins Grundwasser 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung:   Ein Hinweis auf die Notwendigkeit einer wasserrechtlichen Genehmigung 
bei der Einbindung von Bauwerken in das Grundwasser wird unter Ziff. C in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Eine Genehmigung ist erforderlich, wenn durch das Vorhaben ein Aufstauen, Absenken 
oder Umleiten des Grundwassers erfolgt. 
 
Laut dem geotechnischen Ergebnisbericht wurde bei den durchgeführten Bohrungen kein Grundwasser 
angetroffen. Ein ergiebiger bzw. permanent wasserführender Grundwasserleiter wird erst in größerer 
Tiefe erwartet. Es ist jedoch mit temporären Stau- oder Sickerwasserhorizonten zu rechnen, 
insbesondere bei längeren Niederschlagsperioden. Diese Erkenntnisse sind bei der Bauausführung zu 
beachten. 
 
Zu Punkt 24.13: Vermeidung von Vernässungs- und Setzrissschäden 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Die verfügbaren Informationen des Landesgrundwasserdienstes auf 
hessen.de wurden geprüft, enthalten jedoch keine detaillierten Angaben zu Grundwasserständen oder 
vernässungsgefährdeten Bereichen im Bereich des Plangebiets. Um belastbare Aussagen zu 
Grundwasserabständen und potenziellen Vernässungsrisiken treffen zu können, wurde ein 
geotechnisches Gutachten erarbeitet. 
 
Auf Grundlage der durchgeführten Untersuchungen wurden im Plangebiet keine dauerhaft 
wasserführenden Grundwasserleiter angetroffen. Es ist jedoch lokal mit temporärem Stauwasser zu 
rechnen. Das Risiko für flächendeckende Vernässungs- oder Setzrissschäden wird aus 
fachgutachterlicher Sicht als gering eingeschätzt. Die im Gutachten gewonnenen Erkenntnisse werden in 
die Begründung des Bebauungsplans aufgenommen. 
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24.14 
 
 
 
 
 
 
 
24.15 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
24.16 
 
 
 
24.17 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 24.14: Grundwassermessstellen und Gewinnungsanlagen 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Im Plangebiet sind keine Grundwassermessstellen und -gewinnungsanlagen 
vorhanden. 
 
 
 
 
Zu Punkt 24.15: Umweltprüfung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Im Entwurf des Umweltberichts zur Offenlage gemäß §3(2) und §4(2) BauGB 
wird das Kapitel Grundwasser in angemessener Weise ergänzt. Die erforderlichen Informationen wurden 
im Rahmen des geotechnischen Gutachtens erarbeitet. 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 24.16: Oberflächengewässer 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
 
 
 
Zu Punkt 24.17: Abwasser, Gewässergüte 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  Festsetzungen im Bebauungsplan können eine erforderliche 
wasserrechtliche Genehmigung nicht ersetzen. Daher wird unter Ziff. C ein entsprechender Hinweis auf 
das Erfordernis einer wasserrechtlichen Genehmigung aufgenommen. 
 
Das Kapitel 5.4 „Wasserwirtschaft“ der Begründung wird um Informationen zum Entwässerungskonzept 
ergänzt. Die Aussagen orientieren sich an der Arbeitshilfe zur Berücksichtigung wasserwirtschaftlicher 
Belange in der Bauleitplanung und basieren auf der Abstimmung mit den Stadtwerken Nidderau sowie 
den Erkenntnissen aus dem geotechnischen Gutachten. 
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24.18 
 
 
 
 
 
 
24.19 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
24.20 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 24.18: Bodenschutz 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Im Entwurf der Begründung zum Bebauungsplan wird unter Punkt 1.1 das 
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sowie das Hessische Altlasten und Bodenschutzgesetz 
(HAltBodSchG) ergänzt. 
 
 
 
Zu Punkt 24.19: Nachsorgender Bodenschutz 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Die Belange des nachsorgenden Bodenschutzes sind bereits im Vorentwurf 
des Bebauungsplans unter Ziff. C durch einen entsprechenden Hinweis berücksichtigt. Dieser enthält 
Vorgaben zum Umgang mit organoleptischen Auffälligkeiten, zur Anzeige von Verdachtsfällen sowie zur 
Durchführung von Sanierungsmaßnahmen gemäß BBodSchG und HAltBodSchG. 
 
Im Kapitel 5.3 der Begründung zum Bebauungsplanentwurf wurde dies aufgegriffen und um die 
Ergebnisse des im Rahmen der Bauleitplanung erarbeiteten geotechnischen Gutachtens ergänzt. Das 
Gutachten enthält fachliche Aussagen zu den Bodenverhältnissen und möglichen Belastungen im 
Plangebiet. Hinweise auf Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen ergaben sich daraus nicht. Die 
Erkenntnisse wurden bei der Abwägung berücksichtigt. Eine weitergehende Regelung im Bebauungsplan 
ist nicht erforderlich 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 24.20: Vorsorgender Bodenschutz 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung: Die Belange des vorsorgenden Bodenschutzes wurden im Rahmen der 
Bauleitplanung berücksichtigt. Durch die Festsetzungen im Bebauungsplan wird die zulässige 
Versiegelung der Grundstücksflächen auf das notwendige Maß begrenzt. Die Auswirkungen der Planung 
auf das Schutzgut Boden sind im Umweltbericht dargestellt und werden dort im Rahmen der 
Eingriffsregelung bewertet (siehe auch Stellungnahme TÖB 24, S. 40, Punkt 24.21: Kompensation). 
Ergänzend wird in der Begründung unter Kapitel 5.3 auf die bodenschutzrechtlichen Anforderungen 
eingegangen. Die fachlichen Erkenntnisse des geotechnischen Gutachtens fließen in beide Dokumente 
ein. 
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24.21 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 24.21: Kompensation 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Im Umweltbericht wird das Schutzgut Boden entsprechend der Arbeitshilfe 
betrachtet und in der Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung berücksichtigt. 
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24.22 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
24.23 

 

 
 
 
 
Zu Punkt 24.22: Abfallwirtschaft Ost 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 24.23: Immissionsschutz 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde das Lärmschutzgutachten 
ausgearbeitet. Im Bebauungsplanentwurf zur Offenlage gemäß §3(2) und §4(2) BauGB werden die 
Ergebnisse durch die Festsetzung von Emissionskontingenten für die einzelnen Teilbereiche des 
Plangebiets integriert. 
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24.24 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 24.24: Bergaufsicht 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
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Zu Punkt 24.25: Naturschutz 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Der Anregung wird gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Die faunistische Untersuchung sowie die artenschutzrechtliche Prüfung und 
die Eingriffs- Ausgleichbilanzierung werden bis zur Offenlage gemäß §3(2) und §4(2) BauGB weiter 
ausgearbeitet und mit den geforderten Informationen ergänzt. Die Ergebnisse werden in die Unterlagen 
des Bebauungsplanentwurfs integriert. 
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24.26 

 

 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 24.26: Kampfmittelräumdienst 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Der Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen wurde bereits beteiligt (siehe Stellungnahme TÖB Nr. 
25, S. 45) 
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25.1 

 

TÖB Nr. 25 

Stellungnahme vom Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst 
vom 25.04.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 25.1: Kampfmittelbelastung 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
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26.1 
 
 
 
 
 
 
26.2 
 
 
26.3 

 

TÖB Nr. 26 

Stellungnahme vom Regionalverband FrankfurtRheinMain 
vom 07.05.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 26.1: Südlicher Teilbereich / Entwicklung aus dem RPS/RegFNP 2010 
Die Bedenken werden nicht geteilt 
Begründung/Erläuterung:  Der südliche Teilbereich des Bebauungsplans liegt auf Flächen, die im 
RPS/RegFNP 2010 als Vorranggebiet für Landwirtschaft sowie teilweise als Vorbehaltsgebiete für 
Grundwasserschutz und Klimafunktionen dargestellt sind. 
 
Mit dem Regionalverband FrankfurtRheinMain wurde abgestimmt, dass der Bebauungsplan „Römerpfad“ 
dennoch als aus dem RegFNP 2010 entwickelt angesehen werden kann. Die betreffenden Flächen 
umfassen ca. 4.500 m², liegen unterhalb der Schwelle raumbedeutsamer Planungen und bereiten keine 
raumbedeutsamen Nutzungen vor. Eine Änderung des RegFNP 2010 oder ein Zielabweichungsverfahren 
ist daher nicht erforderlich. (siehe Stellungnahme TÖB 24, S. 36, Punkt 24.6: Entwicklung des 
Bebauungsplans aus dem RegFNP) 
 
Zu Punkt 26.2: Nördlicher Teil 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Begründung/Erläuterung:  Im nördlichen Teilbereich wird eine im RegFNP 2010 als Mischbaufläche 
dargestellte Fläche als eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe) festgesetzt. Durch den Ausschluss von 
Wohnnutzungen wird das Nutzungspotenzial der Darstellung zwar nicht vollständig ausgeschöpft, die 
städtebauliche Funktion als Pufferfläche zwischen Gewerbe und Wohnen bleibt jedoch durch die 
Festsetzung von Emmisionskontingenten erhalten. Die Planung wird daher als aus dem RegFNP 2010 
entwickelt angesehen. 
 
Zu Punkt 26.3: Erweiterung des westlich gelegenen Fachmarktzentrums 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Der Anregung wird nicht gefolgt 
Begründung/Erläuterung:  Die Entwicklung des Fachmarktzentrums an der Friedberger Straße erfolgt 
unabhängig vom Bebauungsplan „Römerpfad“ und steht nicht in einem funktionalen oder zeitlichen 
Zusammenhang mit diesem. Eine Einbeziehung in ein gemeinsames Änderungs- oder 
Zielabweichungsverfahren zum RegFNP ist daher nicht vorgesehen. Von einem separaten 
Änderungsverfahren für die aktuell überplante Fläche wird abgesehen 
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26.4 

 

 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 26.4: Separates Änderungsverfahren 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
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26.5 

 

 
Zu Punkt 26.5: Strategische Umweltprüfung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
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27.1 
 
27.2 

 

TÖB Nr. 27 

Stellungnahme der Rhein-Main Verkehrsverbund GmbH 
vom 22.04.2024 
 
 
 
Zu Punkt 27.1: Keine Einwände 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
 
Zu Punkt 27.2: Bushaltestelle Saalburgstraße 
Der Anregung wird nicht gefolgt 
Begründung/Erläuterung: Die Bushaltestelle Saalburgstraße liegt nicht innerhalb des Geltungsbereichs 
des Bebauungsplans. Der Bebauungsplan kann ausschließlich innerhalb seines Geltungsbereichs 
Festsetzungen treffen. Dementsprechend können die für den Ausbau der Bushaltestelle erforderlichen 
Flächen im Bebauungsplan nicht berücksichtigt werden. 


